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Wahlordnung der Universität Potsdam 
 

Vom 19. Februar 2009 

Der Senat der Universität Potsdam hat gemäß § 62 
Abs.1 i.V. m. § 60 Abs. 2 des Gesetzes zur Neure-
gelung des Hochschulrechts des Landes Branden-
burg vom 18. Dezember 2008 (GVBl. I S. 318) 
folgende Wahlordnung beschlossen:  
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§ 1 Geltungsbereich 
 
Diese Wahlordnung gilt für die Wahlen  
- der Mitglieder des Senats, 
- der Mitglieder der Fakultätsräte, 
- der Gleichstellungsbeauftragten. 
 
 
§ 2 Wahl der Mitglieder der Gruppe der 

Hochschullehrerinnen und Hochschulleh-
rer in den Senat 

 
Jede Fakultät bildet einen Wahlkreis zur Wahl 
jeweils eines Mitgliedes aus der Gruppe der Hoch-
schullehrerinnen und Hochschullehrer in den Senat. 
Darüber hinaus bilden alle Fakultäten einen Wahl-
kreis zur Ermittlung des weiteren Mitglieds aus der 
Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschul-
lehrer für den Senat.  

§ 3 Wahlbezirke 
 
Wahlbezirke, in denen an Wahltagen ein Wahllokal 
einzurichten ist, sind die Fakultäten und die Zent-
ralebene. In der Zentralebene wählen die Mitglieder 
der Universität aus den Einrichtungen gemäß Arti-
kel 6 Abs. 1 Nr. 2 und 3 GrundO. 
 
 
§ 4 Wahltermin und Wahldurchführung 
 
(1) Die Wahlen zum Senat und zu den Fakultätsrä-
ten sollen gleichzeitig an bis zu drei aufeinander 
folgenden Werktagen während der Vorlesungszeit 
stattfinden. Die Wahlen für das Amt der Gleichstel-
lungsbeauftragten sind an die Gremienwahlen ent-
sprechend der gültigen Amtszeiten zu koppeln. 
 
(2) Wahltermin und Wahlzeit werden vom Wahl-
ausschuss festgelegt. Die Wahlzeit soll von 9.00 
Uhr bis 17.00 Uhr dauern. Durch die Bestimmung 
des Wahltermins ist die Voraussetzung für eine 
möglichst hohe Wahlbeteiligung zu schaffen. 
 
(3) Die Termine für Ergänzungswahlen werden 
vom Wahlausschuss festgelegt. Dieser kann von 
den Festlegungen der Absätze 1 und 2 abweichen. 
 
 
§ 5 Ausübung des Wahlrechts 
 
(1) Das Wahlrecht kann nur in einer der Gruppen 
gemäß Artikel 8 Abs. 1 GrundO und nur in einem 
der Wahlbezirke (§ 3) ausgeübt werden. Maßge-
bend für die Gruppen- und Wahlbezirks-
zugehörigkeit ist der Status am Tage des Fristab-
laufs für Einwendungen gegen das Wähler-
verzeichnis. Studierende werden im Wählerver-
zeichnis nach ihrem ersten Studienfach einem 
Wahlbezirk zugeordnet. 
 
(2) Wahlberechtigte, die mehreren Gruppen oder 
Wahlbezirken angehören, haben bis zum Tage des 
Ablaufs für Einwendungen gegen das Wählerver-
zeichnis die Möglichkeit, der Wahlleiterin oder dem 
Wahlleiter gemäß § 7 Abs. 2 gegenüber schriftlich 
eine Erklärung für diese Wahl darüber abzugeben, 
in welcher anderen Gruppe oder in welchem ande-
ren Wahlbezirk sie von ihrem Stimmrecht 
Gebrauch machen wollen. Fehlt eine solche Erklä-
rung, entscheidet der Wahlausschuss über die Zu-
ordnung. 
 
 
§ 6 Wahlgrundsätze und Wahlsystem 
 
(1) Die Wahlen zum Senat und zu den Fakultätsrä-
ten erfolgen nach den Grundsätzen der personali-
sierten Verhältniswahl. 
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(2) Gewählt wird nach Listen, die aufgrund gültiger 
Wahlvorschläge für die einzelnen Gruppen aufge-
stellt werden. 
 
(3) Jede Wählerin und jeder Wähler hat die Mög-
lichkeit zu wählen, indem sie oder er eine Bewerbe-
rin oder einen Bewerber oder mehrere Bewerberin-
nen oder Bewerber aus einer Liste oder aus mehre-
ren Listen ankreuzt. Stimmenhäufung ist unzuläs-
sig. Die Gesamtzahl der abgegebenen Stimmen darf 
die Zahl der für die jeweilige Gruppe zu vergeben-
den Sitze nicht übersteigen. 
 
(4) Die Sitze einer Gruppe werden auf die Listen im 
Verhältnis der für ihre Kandidaten abgegebenen 
Gesamtstimmenzahlen nach dem Hare/Niemeyer-
Verfahren der mathematischen Proportionalität 
verteilt. Die danach auf die einzelnen Listen entfal-
lenden Sitze werden den in den Listen aufgeführten 
Kandidatinnen und Kandidaten in der Reihenfolge 
der von ihnen erreichten Stimmenzahlen zugeteilt. 
Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter entscheidet 
bei Stimmengleichheit zwischen mehreren Listen 
über die Zuteilung des letzten Sitzes durch Los. Bei 
Stimmengleichheit innerhalb einer Liste ist die 
Reihenfolge der Namensnennung im Wahlvor-
schlag maßgebend. Alle danach nicht zum Zuge 
gekommenen Listenkandidatinnen und -kandidaten 
sind in absteigender Reihenfolge nach der von 
ihnen erreichten Stimmenzahl als Stellvertreterin-
nen oder Stellvertreter gewählt (Reserveliste). 
 
(5) Erhält bei der Verteilung der Sitze nach dem 
Hare/Niemeyer-Verfahren eine Liste, auf die mehr 
als zwei Drittel der Gesamtzahl der Stimmen aller 
zu berücksichtigenden Listen entfallen ist, nicht 
mehr als die Hälfte der zu vergebenden Sitze, wird 
ihr zunächst ein Sitz zugeteilt. Danach zu verge-
bende Sitze werden nach dem Ergebnis des Ha-
re/Niemeyer-Verfahrens zugeteilt. 
 
(6) Entfallen auf eine Liste mehr Sitze als diese 
Kandidatinnen und Kandidaten hat oder ist bei 
einer nachträglichen Vakanz (§ 21 Abs. 1) die Re-
serveliste erschöpft, erfolgt eine Ergänzungswahl (§ 
4 Abs. 3) nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl 
(Absatz 8). 
 
(7) Von den Mitgliedern einer Gruppe zur Wahl für 
ein Gremium soll mindestens eine Kandidatin oder 
ein Kandidat mehr aufgestellt werden als der Grup-
pe Sitze zur Verfügung stehen. Werden von den 
Mitgliedern einer Gruppe zur Wahl für ein Gremi-
um keine Kandidatinnen oder Kandidaten aufge-
stellt oder weniger Kandidatinnen oder Kandidaten 
als der Gruppe Sitze zustehen, so findet die Wahl 
der Vertreterinnen oder Vertreter dieser Gruppe für 
das Gremium nach den Grundsätzen der Mehr-
heitswahl statt. 
 
(8) Findet eine Wahl nach den Grundsätzen der 
Mehrheitswahl statt, so ist die Wählerin oder der 

Wähler nicht an Kandidatinnen oder Kandidaten 
gebunden. Jede Wählerin und jeder Wähler hat die 
Möglichkeit zu wählen, indem sie oder er einen 
oder mehrere Kandidatinnen oder Kandidaten an-
kreuzt oder zusätzlich oder statt dessen eine oder 
mehrere wählbare Personen auf dem Stimmzettel 
eindeutig benennt und ankreuzt, jedoch insgesamt 
nur bis zur Zahl der für die jeweilige Gruppe zu 
vergebenden Sitze. Stimmenhäufung ist unzulässig. 
Die Sitze werden nach der Zahl der erreichten 
Stimmen zugeteilt. Bei Stimmengleichheit ent-
scheidet das Los. Alle danach nicht zum Zuge ge-
kommenen Personen mit gültigen Stimmen sind in 
absteigender Reihenfolge nach der von ihnen er-
reichten Stimmenzahl als Stellvertreterinnen oder 
Stellvertreter gewählt (Reserveliste). 
 
 
§ 7 Wahlausschuss 
 
(1) Für die Vorbereitung und Durchführung der 
Wahlen wird ein Wahlausschuss bestellt. Dem 
Wahlausschuss gehören drei Mitglieder der Gruppe 
der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer und 
je ein Mitglied der Gruppen der Studierenden, der 
akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Technik 
und Verwaltung (Artikel 8 Abs. 1 Nr. 4 GrundO) 
an. Die Mitglieder und ihre Stellvertreterinnen und 
Stellvertreter werden jeweils für eine zweijährige 
Amtszeit von der Präsidentin oder dem Präsidenten 
bestellt. Lässt sich ein Mitglied als Kandidatin oder 
Kandidat für den Senat oder für einen Fakultätsrat 
aufstellen oder wird es gewählt, so erlischt seine 
Mitgliedschaft im Wahlausschuss. Steht kein Er-
satzmitglied zur Verfügung, so ist eine Ersatzbe-
stellung nach Satz 3 durchzuführen. 
 
(2) Der Wahlausschuss wählt aus seiner Mitte die 
Vorsitzende oder den Vorsitzenden (Wahlleiterin 
bzw. Wahlleiter) und die stellvertretende Vorsit-
zende oder den stellvertretenden Vorsitzenden. Er 
ist beschlussfähig, wenn die Hälfte der Mitglieder 
anwesend ist. Er entscheidet mit einfacher Mehrheit 
der anwesenden Mitglieder. Bei Stimmengleichheit 
ist die Stimme der oder des Vorsitzenden aus-
schlaggebend. 
 
 
§ 8 Wahlbeauftragte der Wahlbezirke 
 
(1) Wahlen in den Fakultäten werden von den De-
kaninnen und Dekanen als Wahlbeauftragte durch-
geführt. 
 
(2) Wahlbeauftragte oder Wahlbeauftragter für die 
Zentralebene (§ 3) ist die Kanzlerin oder der Kanz-
ler. 
 
(3) Die Wahlbeauftragten sollen zu ihrer Unterstüt-
zung andere Mitglieder ihres Wahlbezirkes als 
Wahlhelferinnen und Wahlhelfer bei der Stimmab-
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gabe und Stimmenauszählung berufen. Dabei sollen 
möglichst alle Gruppen nach Artikel 8 Abs. 1 
GrundO berücksichtigt werden. § 7 Abs. 1 Satz 4 
gilt für Wahlhelfer entsprechend. 
 
(4) Die Wahlbeauftragten haben die Ordnungsmä-
ßigkeit der Durchführung der Wahlen zu überprü-
fen, das Wahlergebnis nach § 16 festzustellen und 
der Wahlleiterin oder dem Wahlleiter zu übermit-
teln. 
 
(5) Wahlbeauftragte und Wahlhelferinnen und 
Wahlhelfer üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. 
Sie erhalten eine Aufwandsentschädigung. 
 
 
§ 9 Wahlausschreibung 
 
(1) Der Wahlausschuss soll die Wahlen während 
der Vorlesungszeit spätestens am 56. Tag vor dem 
ersten Wahltag ausschreiben und die Wahlen durch 
Aushang oder in sonst geeigneter Weise universi-
tätsöffentlich bekannt machen. 
 
(2) Die Bekanntmachung muss mindestens enthal-
ten: 
1.  das Datum der Veröffentlichung, 
2.  die Bezeichnung des zu wählenden Gremiums, 
3.  die Wahltage sowie Ort und Zeit der Möglich-

keit der Stimmabgabe, 
4.  die Anzahl der zu wählenden Mitglieder des 

Gremiums je Gruppe, 
5.  eine Darstellung des Wahlsystems, 
6.  einen Hinweis darauf, dass nur wählen kann, 

wer im Wählerverzeichnis geführt wird, 
7.  einen Hinweis auf Ort und Zeit der Auslegung 

des Wählerverzeichnisses, auf die Möglich-
keit, Einwendungen gegen das Wählerver-
zeichnis einlegen und Erklärungen zur Grup-
pen- und Wahlbezirkszugehörigkeit abgeben 
zu können sowie auf die hierfür geltenden 
Formen und Fristen, 

8.  einen Hinweis auf die Modalitäten des Wahl-
vorschlagverfahrens und die dabei festgeleg-
ten Fristen sowie auf die Art der Ver-
öffentlichung der Wahlvorschläge, 

9.  einen Hinweis auf die Möglichkeit der Brief-
wahl, 

10.  die Art der Veröffentlichung des Wahl-
ergebnisses. 

 
(3) Die Wahlausschreibungen der einzelnen Gre-
mien können zu einer gemeinsamen Wahlaus-
schreibung zusammengefasst werden. 
 
(4) Ergänzungswahlen werden unverzüglich ausge-
schrieben, wenn sie erforderlich werden (§ 6 Abs. 
5). Die Frist nach Absatz 1 braucht nicht eingehal-
ten zu werden.  
 
 
 

§ 10 Wählerverzeichnis 
 
(1) Wahlberechtigte dürfen nur wählen, wenn sie 
im Wählerverzeichnis geführt werden. Das Wähler-
verzeichnis wird vom Wahlausschuss aus den Per-
sonallisten und dem Immatrikulationsverzeichnis 
der Universität erstellt. 
 
(2) Für jede Gruppe, getrennt nach Wahlbezirken, 
wird ein Wählerverzeichnis erstellt. Das Wähler-
verzeichnis enthält eine laufende Nummer, in al-
phabetischer Reihenfolge den Familiennamen, 
Vornamen und das Fachgebiet/Dienststelle bzw. bei 
Studierenden die Matrikelnummer und das erste 
Studienfach. 
 
(3) Das Wählerverzeichnis wird für die Dauer von 
drei Wochen bis zum Tage des Fristablaufs für 
Wahlvorschläge in den Wahlbezirken und im zent-
ralen Wahlbüro an geeigneter Stelle ausgelegt. 
Einwendungen gegen das Wählerverzeichnis und 
Erklärungen zur Gruppen- und Wahlbe-
zirkszugehörigkeit nach § 5 Abs. 2 können bis zum 
Tage des Fristablaufs für Wahlvorschläge (§ 11 
Abs. 1) gegenüber der oder dem Wahlbeauftragten 
des Wahlbezirks geltend gemacht bzw. abgegeben 
werden. Nach Ablauf dieser Frist kann die Unrich-
tigkeit des Wählerverzeichnisses nicht mehr geltend 
gemacht werden. 
 
(4) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter und die 
Wahlbeauftragten der Wahlbezirke können das 
Wählerverzeichnis von Amts wegen berichtigen. 
 
(5) Für Ergänzungswahlen im Semester der Wahlen 
gilt das Wählerverzeichnis des Semesters, in dem 
die Wahl stattgefunden hat. Im Übrigen wird ein 
aktualisiertes Wählerverzeichnis errichtet, das für 
die Dauer von einer Woche ausgelegt wird. 
 
 
§ 11 Wahlvorschläge 
 
(1) Wahlvorschläge sind bis zum 35. Tag vor dem 
ersten Wahltag bis 12.00 Uhr bei der Ge-
schäftsstelle des Wahlausschusses oder bei der oder 
dem Wahlbeauftragten der Fakultät schriftlich ein-
zureichen. 
 
(2) Jeder Wahlvorschlag muss in erkennbarer Rei-
henfolge 
1. den Namen, Vornamen und die Dienststellung, 
2. die Anschrift (Dienstanschrift im Hause bzw. 

bei Studierende die Semesteranschrift und die 
Matrikelnummer), 

3.  die eigenhändige Unterschrift der Kandidatin-
nen und Kandidaten enthalten und eindeutig er-
kennen lassen, für welche Wahl und für welche 
Gruppe der Vorschlag gelten soll. Mit der ei-
genhändigen Unterschrift erklärt jede einzelne 
Kandidatin und jeder einzelne Kandidat unwi-
derruflich, dass sie oder er mit der Nominierung 
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einverstanden und bereit ist, das erstrebte Man-
dat im Falle einer Wahl anzunehmen. 

 
(3) Jede Kandidatin und jeder Kandidat kann sich 
zur Wahl für ein bestimmtes Gremium nur in einem 
Wahlvorschlag bewerben; Kandidatinnen und Kan-
didaten, die in mehreren Wahlvorschlägen für das-
selbe Gremium genannt sind, werden in allen 
Wahlvorschlägen gestrichen. 
 
(4) Jeder Wahllistenvorschlag soll eine Bezeich-
nung oder ein Kennwort enthalten. Soweit nicht 
ausdrücklich eine Listensprecherin oder ein Listen-
sprecher genannt ist, gilt die oder der an erster Stel-
le einer Wahlliste Stehende als berechtigt, den Lis-
tenvorschlag gegenüber der Wahlleiterin oder dem 
Wahlleiter bzw. der oder dem Wahlbeauftragten der 
Fakultät zu vertreten und Erklärungen und Ent-
scheidungen entgegenzunehmen (Listensprecherin 
bzw. Listensprecher). 
 
 
§ 12 Prüfung und Veröffentlichung der Wahl-

vorschläge 
 
(1) Die Wahlvorschläge sind bei der Wahl zum 
Fakultätsrat von den Wahlbeauftragten der Fakultä-
ten, bei der Wahl zum Senat vom Wahlausschuss 
unverzüglich zu prüfen. Tag und Uhrzeit des Ein-
gangs sind zu vermerken. Nach Ablauf der Vor-
schlagsfrist gemäß § 11 Abs. 1 beschließt der 
Wahlausschuss unter Hinzuziehung der Wahlbeauf-
tragten über die Zulassung der Wahlvorschläge. 
 
(2) Entsprechen die Wahlvorschläge nicht den An-
forderungen des § 11, so sind sie unter Angabe der 
Gründe unverzüglich an die Listensprecherin oder 
den Listensprecher zurückzuverweisen. Damit ist 
die Aufforderung zu verbinden, die Mängel inner-
halb der Vorschlagsfrist des § 11 Abs. 1 zu beseiti-
gen. Maßgeblich ist der Eingang des berichtigten 
Wahlvorschlags. Werden die Mängel nicht oder 
nicht innerhalb dieser Frist beseitigt, so entscheidet 
der Wahlausschuss, ob und in welchem Umfang der 
Wahlvorschlag als gültig anzusehen ist. 
 
(3) Spätestens 14 Tage vor dem Wahltag sind die 
gültigen Wahlvorschläge vom Wahlausschuss uni-
versitätsöffentlich bekanntzugeben. 
 
 
§ 13 Vorbereitung des Wahlgangs 
 
(1) Bei der Wahl sind nur die dafür vorgesehenen 
Wahlunterlagen zu verwenden. 
 
(2) Der Stimmzettel enthält die Bezeichnung des 
Wahlkreises, die Kennzeichnung des zu wählenden 
Gremiums und der Gruppe sowie die Bezeichnung 
der Wahllisten mit den Namen und Vornamen der 
Kandidatinnen und Kandidaten. Die Reihenfolge 
der Wahllisten wird von der Wahlleiterin oder vom 

Wahlleiter durch Los ermittelt. 
 
(3) Findet Mehrheitswahl statt, so enthält der 
Stimmzettel Raum für die Wählerin oder den Wäh-
ler, um wählbare Personen nach § 6 Abs. 7 einzu-
tragen und anzukreuzen. 
 
(4) In den Wahllokalen sind für die einzelnen 
Gruppen getrennte Wahlurnen bereitzustellen. Das 
Wahllokal muss ständig mit mindestens zwei 
Wahlhelferinnen oder Wahlhelfern besetzt sein. 
 
 
§ 14 Wahlgang 
 
(1) Die Stimmabgabe für jedes Gremium richtet 
sich nach dem Verfahren nach § 6 Abs. 3 dieser 
Ordnung. Die Stimmabgabe ist geheim. Eine Wäh-
lerin oder ein Wähler, die oder der durch körperli-
che Gebrechen behindert ist, den Stimmzettel zu 
kennzeichnen oder in die Wahlurne einzuwerfen, 
kann sich der Hilfe einer Vertrauensperson bedie-
nen. 
 
(2) Bevor die einzelne Wählerin oder der einzelne 
Wähler ihr oder sein Stimmrecht ausübt, ist ihre 
oder seine Identität zu überprüfen und festzustellen, 
ob sie oder er im Wählerverzeichnis geführt wird. 
Ist dies der Fall, so werden ihr oder ihm die Wahl-
unterlagen ausgehändigt und die Stimmabgabe 
beim Einwurf in die Wahlurne dergestalt im Wäh-
lerverzeichnis vermerkt, dass eine nochmalige Aus-
händigung der Wahlunterlagen ausgeschlossen ist. 
 
(3) Die Wählerin oder der Wähler gibt ihre oder 
seine Stimme in der Weise ab, dass sie ihre oder er 
seine Entscheidung auf dem Stimmzettel eindeutig 
kenntlich macht. Die Wahlbeauftragten der Wahl-
bezirke treffen Vorkehrungen, dass die Wählerin 
oder der Wähler den Stimmzettel im Wahllokal 
unbeobachtet kennzeichnen kann. 
 
(4) Wird die Wahlhandlung unterbrochen, ist die 
Wahlurne zu verschließen und so aufzubewahren, 
dass außerhalb der Zeit der Stimmabgabe die Urne 
versiegelt bleibt. 
 
 
§ 15 Briefwahl 
 
(1) Die Stimmabgabe ist auch durch Briefwahl 
möglich. Die Unterlagen hierfür werden auf schrift-
lichen oder mündlichen Antrag der oder des Wahl-
berechtigten dieser oder diesem vor der Wahl von 
der oder dem Wahlbeauftragten des jeweiligen 
Wahlbezirkes ausgehändigt oder übersandt oder 
während der Wahl in einem Wahllokal von einer 
Wahlhelferin oder von einem Wahlhelfer überge-
ben. Der Antrag kann bis zur Schließung des Wahl-
lokals gestellt werden. 
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(2) Amtliche Briefwahlunterlagen für jede Wahl 
sind: 
1. Stimmzettel mit einem Wahlumschlag, 
2. der Wahlschein mit der vorformulierten Versi-

cherung und der Briefwahlerläuterung gemäß 
Absatz 3, 

3. der Briefwahlumschlag. 
 
(3) Die Briefwählerin oder der Briefwähler gibt ihre 
oder seine Stimme entsprechend § 14 Abs. 3 Satz 1 
ab und steckt den Stimmzettel in den Wahlum-
schlag. Auf dem Wahlschein versichert sie oder er 
eidesstattlich, dass sie oder er den Stimmzettel 
eigenhändig gekennzeichnet hat. § 14 Abs. 1 Satz 3 
gilt entsprechend. Der Wahlumschlag wird sodann 
zusammen mit dem Wahlschein in dem Briefwahl-
umschlag verschlossen und dieser der oder dem 
Wahlbeauftragten des Wahlbezirks persönlich ü-
bergeben oder zugesandt. 
 
(4) Der Briefwahlumschlag muss bis zum Ende der 
Wahlzeit bei der oder dem Wahlbeauftragten des 
zuständigen Wahlbezirks oder in einem der Wahl-
lokale eingehen. Auf dem Briefwahlumschlag ist 
der Tag des Eingangs, beim Eingang am Wahltag 
auch die Uhrzeit zu vermerken. Verspätet einge-
hende Briefwahlumschläge werden mit einem Ein-
gangsvermerk ungeöffnet zu den Wahlunterlagen 
genommen und aufbewahrt, bis die Wahl unan-
fechtbar geworden ist. 
 
(5) Unmittelbar nach Abschluss der Stimmabgabe 
werden die Briefwähler im Wählerverzeichnis ("B") 
vermerkt. Die Wahlumschläge werden ungeöffnet 
in die betreffenden Wahlurnen gelegt. Die Wahl-
scheine werden der Wahlniederschrift beigefügt. 
 
(6) Ein Wahlbrief ist zurückzuweisen, wenn 
1.  die Wählerin oder der Wähler nicht im Wähler-

verzeichnis geführt wird, 
2.  der Briefwahlumschlag keinen Wahlschein 

enthält, auf dem Wahlschein die Unterschrift 
fehlt oder aus den Angaben zur Person die Wäh-
lerin oder der Wähler nicht eindeutig ermittelt 
werden kann, 

3.  der Stimmzettel nicht in einen Wahlumschlag 
eingelegt ist oder 

4.  die Wählerin oder der Wähler bereits direkt (§ 
14) gewählt hat. 

 
(7) Die zurückgewiesenen Wahlbriefe sind in der 
Wahlniederschrift zu vermerken. Sie sind mit dem 
Vermerk über die Zurückweisung zu versehen und 
der Wahlniederschrift beizufügen. 
 
 
§ 16 Ermittlung und Bekanntgabe des Wahl-

ergebnisses 
 
(1) Nach Schließung der Wahllokale werden die 
Wahlurnen verschlossen und an den vom Wahlaus-
schuss bestimmten Ort der Auszählung verbracht. 

Die Ermittlung des Wahlergebnisses soll nicht 
später als 48 Stunden nach Schließung der Wahllo-
kale beginnen. Dazu werden die Stimmzettel den 
Wahlurnen entnommen und gezählt. Ihre Anzahl ist 
mit der Zahl der im Wählerverzeichnis vermerkten 
Stimmabgaben zu vergleichen. In der Wahl-
niederschrift ist festzuhalten, wenn die Zahlen nicht 
übereinstimmen. Die Ermittlung des Wahlergebnis-
ses findet universitätsöffentlich statt. 
 
(2) Ungültig sind Stimmzettel, 
1.  die nicht gekennzeichnet sind oder den Willen 

der Wählerin oder des Wählers nicht zwei-
felsfrei erkennen lassen, 

2.  auf denen mehr Stimmen vergeben sind, als die 
Wählerin oder der Wähler vergeben durfte, 

3.  die andere als für die Wahl erforderliche Ver-
merke enthalten, 

4.  die durchgestrichen oder ganz durchgerissen 
sind oder 

5.  wenn die Stimmabgabe nicht auf den dafür 
vorgesehenen Unterlagen erfolgt ist. 

 
(3) Bei Auszählung der Stimmen werden für die 
Wahlbezirke ermittelt: 
1.  die insgesamt abgegebenen gültigen und ungül-

tigen Stimmzettel, 
2.  die Gesamtzahl der gültigen Stimmen für jede 

einzelne Kandidatin und jeden einzelnen Kandi-
daten, 

3.  die Gesamtzahl der gültigen Stimmen aller 
Kandidatinnen und Kandidaten eines jeden Lis-
tenvorschlags. 

 
(4) Zur Feststellung des Wahlergebnisses werden 
ermittelt: 
1.  die Zahl der auf die Wahllisten entfallenden 

Sitze, 
2.  die Reihenfolge der Mitglieder und der Ersatz-

mitglieder, 
3.  die Wahlbeteiligung in den einzelnen Gruppen. 
 
(5) Findet Mehrheitswahl statt, so bleiben die Rege-
lungen der vorstehenden Absätze außer Betracht, 
soweit sie konkurrierende Listen voraussetzen. 
 
(6) Das festgestellte Ergebnis der Wahl wird uni-
versitätsintern unverzüglich bekanntgegeben. Dabei 
ist auf die Einspruchsfrist (§ 19) hinzuweisen. 
 
(7) Die Wahl ist mit der Bekanntgabe des Ergebnis-
ses unbeschadet eines Wahlprüfungsverfahrens 
gültig. 
 
 
§ 17 Erklärung nach Wahlen 
 
Wird eine Person in ein Gremium gewählt, ohne 
kandidiert zu haben (§ 6 Abs. 7), so ist diese dar-
über unverzüglich zu informieren. Will sie das 
Mandat nicht annehmen, so hat sie die Nichtan-
nahme innerhalb von sieben Tagen nach der Mittei-
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lung schriftlich gegenüber der Wahlleiterin oder 
dem Wahlleiter zu erklären. 
 
 
§ 18 Wahlniederschrift 
 
(1) Über die Wahlhandlung und das Wahlergebnis 
ist eine Wahlniederschrift anzufertigen, die von der 
oder dem Wahlbeauftragten zu unterzeichnen ist. 
Die Niederschrift ist unverzüglich dem Wahlaus-
schuss zur Feststellung des Gesamtergebnisses der 
Wahl zuzuleiten. Die Wahlunterlagen selbst werden 
bis zur Unanfechtbarkeit des Wahlergebnisses in 
der Geschäftsstelle des Wahlausschusses unter 
Verschluss aufbewahrt; sie sind auf Anforderung 
der oder dem jeweiligen Wahlbeauftragten zur 
Verfügung zu stellen. 
 
(2) Die Wahlniederschrift muss enthalten: 
1. den Zeitpunkt der Eröffnung und der Schlie-

ßung des Wahlganges, 
2. die Namen der bei der Durchführung der Wahl 

tätigen Wahlhelferinnen und Wahlhelfer, 
3. die Ergebnisse der Auszählung nach § 16, 
4. Besonderheiten während der Stimmabgabe. 
 
(3) Die Wahlniederschriften werden vom Wahlaus-
schuss zu einer gemeinsamen Wahlniederschrift 
zusammengefasst. 
 
 
§ 19 Wahlprüfung und Wiederholung der 

Wahl 
 
(1) Gegen die Gültigkeit jeder Wahl kann bis um 
15.00 Uhr des 7. Tages nach der Bekanntgabe des 
Wahlergebnisses schriftlich beim Wahlausschuss 
Einspruch erhoben werden. Der Wahlausschuss 
kann von Amts wegen eine Wahlprüfung einleiten. 
 
(2) Einspruchsberechtigt ist jede und jeder Wahlbe-
rechtigte. Der Einspruch ist nur mit der Begründung 
zulässig, dass 
1. das Wahlergebnis rechnerisch unrichtig festge-

stellt worden sei, 
2. gültige Stimmen für ungültig oder ungültige 

Stimmen für gültig erklärt worden seien, deren 
Zahl das Ergebnis der Wahl verändere oder 

3. Vorschriften der Wahlordnung verletzt worden 
seien, wodurch das Ergebnis der Wahl beein-
flusst worden sei. 

 
(3) Über Einsprüche entscheidet der Wahlaus-
schuss. Beabsichtigt der Wahlausschuss, einem 
Wahleinspruch stattzugeben, hat er diejenigen an-
zuhören und am Verfahren zu beteiligen, die als 
Gewählte oder Ersatzkandidatinnen oder Ersatz-
kandidaten betroffen sein können. 
 
(4) Erklärt der Wahlausschuss eine Wahl insgesamt 
oder in einer Gruppe für ungültig, so ist sie in dem 
erforderlichen Umfang zu wiederholen. 

(5) Bei der Wiederholung der Wahl ist nach densel-
ben Wahlvorschlägen und aufgrund desselben Wäh-
lerverzeichnisses wie bei der für ungültig erklärten 
Wahl zu wählen, wenn die Wiederholung in dem-
selben Semester wie die erste Wahl stattfindet; 
ansonsten ist die Wahl mit verkürzten, öffentlich 
bekanntzugebenden Fristen nach den allgemeinen 
Vorschriften dieser Wahlordnung zu wiederholen. 
 
 
§ 20 Stellvertretung/Vakanzen und Nachrücken 
 
(1) Scheidet ein gewähltes Mitglied aus oder muss 
es in auch nur einer Sitzung vertreten werden, so 
rückt die nächstfolgende Person auf der jeweiligen 
Reserveliste als Nachrücker bzw. Stellvertreter 
nach, die noch nicht Mitglied des Gremiums ist. 
 
(2) Ist eine Reserveliste erschöpft und bleibt ein 
Sitz unbesetzt, so ist nach § 6 Abs. 6 zu verfahren. 
 
 
§ 21 Amtszeit und Wiederwahl 
 
(1) Die Amtszeit der studentischen Mitglieder be-
trägt ein Jahr, die der übrigen Mitglieder zwei Jah-
re. 
 
(2) Die Amtszeit beginnt in der Regel am 1. Okto-
ber. Die Wahl soll in dem dem Beginn der Amtszeit 
jeweils vorausgehenden Sommersemester stattfin-
den. 
 
(3) Ist bei Ablauf einer Amtszeit noch kein neues 
Mitglied gewählt, so übt das bisherige Mitglied sein 
Amt weiter aus. Die Amtszeit des neuen Mitglieds 
beginnt in diesem Fall am Tage der Veröffentli-
chung der Wahlergebnisse. 
 
(4) Für die Mitglieder aller Gremien ist Wiederwahl 
zulässig. 
 
 
§ 22 Wahl der Gleichstellungsbeauftragten 
 
(1) Die Gleichstellungsbeauftragte und deren bis zu 
zwei Stellvertreterinnen werden für die Dauer von 4 
Jahren nach dem Prinzip der Personenwahl ge-
wählt. Ist die Stellvertreterin studentisches Univer-
sitätsmitglied, kann die Präsidentin oder der Präsi-
dent ihre Amtszeit auf ihren Antrag hin bis auf ein 
Jahr verkürzen. 
 
(2) Für Wahlvorschläge gelten § 11 Abs. 1 und 2 
und § 12 entsprechend. Die Wahlvorschläge für das 
Amt der zentralen Gleichstellungsbeauftragten und 
für das ihrer Stellvertreterinnen sind getrennt aufzu-
stellen. Aktives Wahlrecht besitzen alle Mitglieder 
und Angehörige der Universität Potsdam (Artikel 2 
GrundO). Wählbar sind nur weibliche Mitglieder 
der Universität Potsdam gemäß § 58 Abs. 1 
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BbgHG. Für die Durchführung der Wahl gelten die 
§§ 9, 10, 14 - 19 entsprechend. 
 
(3) Für die Aufstellung der Kandidatinnen, die 
Vorbereitung des Wahlgangs und die Durchführung 
der Wahl gelten die Grundsätze dieser Wahlord-
nung (§§ 6, 13). 
 
(4) Bei vorzeitiger Vakanz im Amt der Gleichstel-
lungsbeauftragten oder ihrer Stellvertreterinnen 
findet eine Ergänzungswahl für den Rest der Amts-
zeit statt, falls dieser sechs Monate oder mehr be-
trägt. § 4 Abs. 3 gilt entsprechend.  
 
(5) In jeder organisatorischen Grundeinheit für 
Lehre und Forschung und in den zentralen Einrich-
tungen werden im Rahmen der Gremienwahlen 
dezentrale Gleichstellungsbeauftragte und deren 
Stellvertreterinnen von den Mitgliedern und Ange-
hörigen des betreffenden Bereichs für die Dauer 
von zwei Jahren nach dem Prinzip der Personen-
wahl gewählt. 
 
(6) Bei einer vorzeitigen Vakanz des Amtes der 
dezentralen Gleichstellungsbeauftragten oder ihrer 
Stellvertreterinnen wird in der entsprechenden 
organisatorischen Grundeinheit die Wahrnehmung 
der Aufgaben bis zum Ende der Amtszeit übertra-
gen. 
 
 
§ 23 In-Kraft-Treten 
 
Diese Ordnung tritt am Tage nach der Veröffentli-
chung in den Amtlichen Bekanntmachungen der 
Universität Potsdam in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Wahlordnung der Universität Potsdam vom 9. De-
zember 1999 außer Kraft. 
 


